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23     
1/2013-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 14. Februar 2013 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. EG.        Jakob Moser   
  5. GV.        Klaudia Haberl  
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither 
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. GR.        Peter Wechselauer   
10. GR.        Franz Huber 
11. EG.        Thomas Ebetsberger   
12. GR.        Manuela Gschwandtner  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  EG.         Mag.Dr. Alexander Stix   

18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Roswitha Mohr  

  20.  GR.        Günther Kasper   
21.  GR.        Rudolf Stockinger    

 22.  EG.        Ernst Petkowitsch  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   

 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 14.02.2013                                                                                   Seite 2 von 26 
 
 

FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak   
27.  GR.        Christa Leeb-Dorfer  
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 
 30. EG.        Mag. Ursula Kölblinger     

31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger   
 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 4.2.2013 öffentlich kundgemacht 

wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 13.12.2012 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur 
Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      Vizebgm. Johann Schachl             
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschild-Buschberger 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Aufgrund des GR-Beschlusses der MG Seewalchen hat die Bildungsdirektion im Amt der O.Ö. 

Landesregierung mit Bescheid vom 15.1.2013 die seit vielen Jahren nicht mehr bestehende 
Allgemeine Sonderschulklasse in der Volksschule Seewalchen behördlich aufgelassen.  

 
b) Aufgrund des Antrags der Marktgemeinde Seewalchen und der positiven Stellungnahme des 

Bezirksschulrates hat die Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck mit Verordnung vom 8.1.2013 die 
Schulsprengel für die Hauptschule Seewalchen ab dem Schuljahr 2013/14 neu festgesetzt. Der 
Pflichtsprengel umfasst das gesamte Gemeindegebiet von Seewalchen mit Ausnahme der 
Häuser Steindorf 138 und 139 (Brunnbauer-Häuser direkt an der Gemeindegrenze zu Gampern). 
Der Berechtigungssprengel umfasst nun das gesamte Gemeindegebiet von Attersee und 
Nußdorf, sowie in der Gemeinde Gampern die Ortschaften Gallnbrunn, Gampern-Ort, Genstetten, 
Piesdorf, Stein, Stötten und Viehaus. 

 
c) LR Entholzer teilt mit, dass für die im Jahr 2013 geplanten Umbaumaßnahmen an der 

Bushaltestelle Ainwalchen eine Landesförderung aus dem Verkehrsressort in Höhe von bis zu 
13.050.- Euro (je nach Gesamtkosten) erhalten wird. Weiters wurde für das Projekt Jugendtaxi 
2012 eine Förderung in Höhe von € 1.039.- gewährt. 

 
d) Die Verkehrsabteilung des Landes hat die Marktgemeinde Seewalchen wegen der fehlenden rd. 

10.000.- Euro für das Bezirks-ÖPNV-Konzept 2012 gemahnt. Bekanntlich hat der Gemeinderat 
auf Empfehlung des Prüfungsausschusses beschlossen, im Jahr 2012 nur 2/3 des bisherigen 
Gemeindebeitrags zu leisten, da die Fahrgastzahlen bei Weitem nicht die Erwartungen erfüllt 
hatten. Seitens der Verkehrsabteilung wurde "angedroht", die Summe bei der 
Haltestellenförderung für Ainwalchen in Abzug zu bringen. Da dies im unter c) angeführten 
Schreiben von LR Entholzer aber nicht dargestellt ist, bleibt abzuwarten, wie das Verkehrsressort 
hier weiter vorgeht.  

 
e) Herrn Mag. Reinhard Kosch aus Weyregg wurde mit Bescheid vom 28.12.2012 die Konzession 

zum Betrieb einer neu zu errichtenden öffentlichen Apotheke in Seewalchen erteilt. Als Standort 
der Apotheke wurde in etwa der Bereich zwischen Brucknerstraße, Steindorferstraße und 
Gampernerstraße bestimmt. Mittlerweile ist dagegen Berufung eingebracht worden.  

 
f) Die Nächtigungsstatistik 2012 (Stand Ende November) des Tourismusverbandes der Ferienregion 

Attersee weist bei den Übernachtungen ein Plus von 1 % auf rd. 349.000 auf, und bei den 
Ankünften ein Plus von 5,5 % auf rd. 94.000. Für Seewalchen betrug das Plus 26,7 % bei den 
Nächtigungen (rd. 28.500) und bei den Ankünften + 41,9 % (rd. 11.500).  

 
g) Aufgrund der amtlichen Statistikdaten und der vorliegenden Vormerkungen für die Kindergärten 

Seewalchen und Rosenau ist auch im KG-Jahr 2013/14 damit zu rechnen, dass alle 7 
Betreuungsgruppen wieder voll sein werden. Die 4. Gruppe im KG Rosenau muss jedoch nicht 
eröffnet werden und steht der KG-Raum somit wiederum als 3. Krabbelstubengruppe zur 
Verfügung. Im Hort können aus heutiger Sicht voraussichtlich 12 Vormerkungen nicht mit einem 
Hortplatz abgedeckt werden. Bei einem Gespräch Bgm., AL, Hortleitung, Schulleitung wurden 
Lösungsmöglichkeiten (weitere prov. Hortgruppe, Schülernachmittagsbetreuung) geprüft und am 
6.2. bei einem Beratungsgespräch in der Bildungsdirektion in Linz mit den zuständigen Stellen die 
weiteren Schritte besprochen. Als bevorzugte Lösung hat sich dabei die Einrichtung einer dritten 
Hortgruppe herausgestellt. Seitens der Gemeinde werden nun die dafür erforderlichen Schritte 
eingeleitet. Das Thema wird dann im Bildungsausschuss vorberaten und eine Empfehlung an den 
Gemeinderat ausgearbeitet. 

 
h) A 1 plant seit einigen Jahren die, lt. Firmenangaben nach dringend notwendige, Errichtung eines 

Funktelefon-Sendemasts im Bereich Rosenau. Die Anbringung des Sendemasten im Kirchturm 
der Evang. Gnadenkirche kam nach langen Diskussionen im Presbyterium inkl. einer Befragung 
der Pfarrbevölkerung nicht zustande. Im Vorjahr wurde eine Baueinreichung direkt neben dem 
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Betriebsgebäude der Firma Kurt Moser in Pettighofen vorgelegt. Seitens der Gemeinde 
(Bürgermeister, Bauamts- und Amtsleiter) wurde aufgrund der nicht unbeträchtlichen Höhe des 
Sendemasten von rd. 30 m  (Orts- und Landschaftsbild ?) und der Nähe zahlreicher Wohnhäuser 
angeregt, noch weitere Standorte zu prüfen (Betriebsgebiet Gampernerstraße, Gasbohrstation 
Haidach). A 1 teilte mit Mail vom 17.12.2012 mit, dass diese Alternativstandorte geprüft wurden, 
aber von diesen Standorten aus das zu versorgende Gebiet schlecht zu erreichen wären. 
"Telekommunikationsanlagen seien dort zu errichten, wo sie benötigt werden, wo der 
Telefonieverkehr und Datenfluss stattfinden. Damit sind auch die Leistungsflussdichten am 
geringsten und die Leistung am Endgerät regelt sich auf das geringst Mögliche herunter. Daher 
wird um Bewilligung des Standortes gem. Ansuchen vom 26.6.2012 ersucht". Ortsplaner 
Deinhammer teilte auf Anfrage und nach einem Lokalaugenschein mit, dass ein sog. 
"Ortsbildgutachten" nicht negativ ausfallen würde. Der Standort sei aus seiner Sicht aus Gründen 
des Orts- und Landschaftsbildes genehmigungsfähig. Lt. Mag. Petermandl von der 
Baurechtsabteilung des Landes hat die A 1 aufgrund der Sachlage und da keine 
Versagungsgründe vorhanden sind einen Rechtsanspruch auf den Bau der Sendeanlage. Mit der 
Durchführung der Bauverhandlung ist daher demnächst zu rechnen.  

 
i) Dr. Heimo Bieringer von der Firma Ensinger-Sintimid teilt auf Anfrage des Bürgermeisters mit, 

dass ein Baubeginn für die 1. Bauetappe der neuen Betriebsanlage im Betriebsgebiet 
Seewalchen aus seiner Sicht zu rd. 90% im Herbst 2013 wahrscheinlich ist. Dzt. laufen die 
Detailplanungen. Die endgültige Freigabe des Baubeginns durch die Eigentümer wird bis Ende 
März erwartet und sollen dann die Verfahren zügig abgewickelt werden.  

 
j) Im Jahr 2012 zeigen sich erste positive Entwicklungen durch die flächendeckende Einführung der 

Biotonne - das Restmüllaufkommen hat sich um fast 15% verringert.  
 
k) Bei der Adventfensteraktion des Siedlervereins 2012 wurde ein Spendenergebnis von insgesamt 

€ 13.308.- erzielt. Am 17.1. fand mit allen 14 Fenstergestaltern im Rathaussaal die 
Spendenübergabefeier statt. € 3.000.- gingen an eine Familie aus Pfaffing für eine Therapie ihres 
schwer beeinträchtigten Kleinkindes. Für das Altenheim Lenzing, in dem durchschnittlich 10 
Seewalchner untergebracht sind, wurde ein spezieller Pflegerollstuhl um € 3.000.- angeschafft. 
Der Rest wird auf das Rücklagensparbuch gegeben und ist für die ev. Umsetzung eines Projektes 
zur Schaffung eines betreuten Arbeitsplatzes für eine junge behinderte Seewalchnerin reserviert. 
Insgesamt wurden mit der Adventfensteraktion bereits über 82.000.- Euro für sozial-caritative 
Zwecke aufgebracht.  

 
l) Bei der Jahreshauptversammlung der FF Steindorf am 18.1. wurde Martin Schallmeiner als 

Kommandant in seiner Funktion bestätigt und geht in seine dritte Amtsperiode. Kdt-Stv. Karl 
Krempler und Kassier Bernhard Schachl wurden ebenfalls wiedergewählt. Neuer Schriftführer ist 
Thomas Klein. Ebenfalls neu sind Bernhard Fürthauer als Zugskommandant, Rudi Hemetsberger 
als Zeugwart und Heinz Hinterberger als Jugendbetreuer.  

 
m) Bei der Jahreshauptversammlung der FF Seewalchen am 25.1. wurde Roman Sumereder als 

Kommandant einstimmig wiedergewählt. Als Stellvertreter fungieren Andreas Männer und Josef 
Leeb. Schriftführer und Kassier bleiben Gerhard Eggetsberger und Gerhard Zopf jun. 
Zugskommandant ist Josef Holzinger, Zeugwart Ferdinand Löschenberger. Neuer 
Jugendbetreuer wird Karl Strasser. 

 
n) Die ehem. Gritzky-Halle (Disco) im Betriebsgebiet Seewalchen wurde verkauft. Dem neuen 

Eigentümer (DI Herbert Laska, Linz) wurde eine Baubewilligung für den Umbau der Halle und für 
die Errichtung einer Überdachung als Winterlager für Boote erteilt. 

 
o) Bei den Eisstockmarktmeisterschaften am 3.2. in der REVA Halle holte sich das Team „Mayr“ mit 

Christian und Anton Mayr, Hermann Fischill und Lois Katterl den Titel. Zweiter wurden Gerhard 
Leitner, Franz Nini, Werner Bunk und Paul Flachberger vor Titelverteidiger Rudi Gruber, Peter 
Kroiß, Günther Pedrotti und Reini Eitzinger. 
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p) Bericht gem. Punkt 2. der Übertragungsverordnung betreffend Förderungen aufgrund des 

Beschlussrechtes des Kulturausschusses. In der Sitzung am 20.12.2012 wurden folgende 
Subventionen beschlossen:  
• Kath. Bildungswerk: € 600,-- 
• Evang. Bildungswerk: € 400,-- 
• Pfarrbücherei: €  1.250,-- 
• Kult.is: € 1.350,-- 
• Verein Kunstatelier REMM € 400,-- 
 

q) Mit Insolvenzedikt vom 1.2.2013 wurde über den Fleischerfachbetrieb Landmetzgerei Haydinger 
ein Sanierungsverfahren verhängt. 
 

r) Am 6. Februar ist der frühere Direktor der Volksschule Seewalchen Oberschulrat Walter Pitter im 
95. Lebensjahr verstorben. 

 
s) Bei den Seewalchner Marktschimeisterschaften am 9. Februar am Hochlecken holten sich 

Titelverteidiger Martin Moravec aus Buchberg bei den Herren und die junge Elisabeth Frei aus 
Kraims bei den Damen die Marktmeistertitel. 62 Teilnehmer gingen beim Riesentorlauf an den 
Start, 55 kamen in die Wertung. 
 

Beschlüsse des Gemeindevorstands – Sitzung am 22. Jänner 
 
a) Für die 2. Etappe der Hauptschulsanierung wurde eine Erweiterung des Bauumfangs für die 

Erneuerung der Kaltwasserleitungen und der Abläufe, sowie für die Errichtung einer 
Photovoltaikanlage im Rahmen des Projektes „PV macht Schule“ beschlossen. Mehrkosten: rd. 
23.000.- Euro. Weiters wurde der Grundsatzbeschluss gefasst, den Einbau einer zentralen Be- 
und Entlüftungsanlage weiter zu verfolgen. Mehrkosten: rd. 80.000.- Euro. Zur Erstellung der 
Bilanz für die Gemeinde-Infrastruktur-KG wurde der Fa. BNP Steuerberater und 
Wirtschaftstreuhänder in Gmunden ein Auftrag erteilt. 
 

b) Für das Straßenbauprogramm 2013 wurde an das Ziviltechnikerbüro DI Irrgeher aus Seewalchen 
als Bestbieter der Auftrag für die Baumanagementleistungen in Höhe 10.320.- Euro erteilt. Für die 
Bauarbeiten wurde ein nicht offenes Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung und eine 
Firmenliste beschlossen. 
 

c) Der Auftrag zur Erneuerung des bestehenden Badestegs im Strandbad wurde an die Firma 
Ploner in Seewalchen als Bestbieter mit einer Summe von € 16.716.- erteilt. 
 

d) Für das Beach Battle Beachvolleyballturnier 2013 in Litzlberg wurde der Ankauf eines 
Sponsorpaketes in Höhe von € 2.500.- beschlossen. Für die Firma SanSeba in Neu-Steindorf 
wurde auch für 2013 die Gewährung einer Nahversorgerförderung in Höhe von € 218.- / Monat 
aufgrund der geltenden Förderrichtlinien gewährt. 
 

e) Für die ausgeschriebene Stelle einer Reinigungskraft für die Hauptschule wurde Frau Kerstin 
Pramreiter aus Rosenau aufgenommen. Weiters wurde beschlossen, für die Strandbadsaison 
2013 die Stellen für 2 Kassierinnen, 2 Reinigungskräfte und 1 Bademeister auszuschreiben. Für 
den Bauhof wird infolge der Pensionierung von Andreas Laminger aufgrund der 
Objektivierungsrichtlinien mit Dienstantritt 1. Juli 2013 die Stelle eines Kraftfahrers 
ausgeschrieben. Dzt. ist Herr Manuel Reitinger als Aushilfskraftfahrer beschäftigt. 
 

f) Für den Kanal-BA 15 Gerlham wurde die Einholung von Angeboten für die Durchführung von 
Bodenuntersuchungen beschlossen.  

 
 
 
Fragestunde 
Keine Anfragen, 4 Zuhörer 
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1.  VfI & Co KG 

Änderung des Bestandsvertrages und des Bestandsvorvertrages betreffend Vermietung der 
Volksschule   

 
Bgm. Reiter: 
Aufgrund des Wechsels in die „steuerfreie Vermietung“ betreffend Volksschule sind die Bestands(vor) 
verträge dementsprechend zu ändern.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegenden Nachträge zum Bestandsvertrag (Volksschule alt) vom 22.12.2011 und zum 
Bestandsvorvertrag (Volksschule neu) vom 22.12.2011 abzuschließen.  

 
 
GV. Hemetsberger erklärt, dass man die Erfahrung gemacht habe, dass hinsichtlich der KG zu 
Beginn viel versprochen worden sei und nun bislang aber vieles wieder abgeändert worden sei. 
Angeblich sei nun eine Bilanz zu erstellen, was bislang immer abgelehnt worden sei. Der 
Gemeindebundpräsident des Landes Oberösterreichs, Herr Hingsamer, habe selber Bedenken, 
welche er ständig in den Medien äußere. Das heiße, dass man erst am Ende bei einer 
Gesamtabrechnung und Gegenüberstellung der Vorteile der Mehrwertsteuer sehen werde, ob es sich 
wirklich gelohnt habe, was der Gemeinde hier empfohlen worden sei. 
GV. Hemetsberger möchte nochmals darauf hinweisen, dass anscheinend selbst an diesem Konzept 
gezweifelt werde. Angeblich sei in der Oberösterreichischen Landeszeitung angedeutet worden, dass 
die Finanztransaktionssteuer quasi ein Ausgleich für die Gemeinden darstellen solle. Der Präsident 
des oberösterreichischen Gemeindebundes Herr Hingsamer, sowie der Präsident des 
österreichischen Gemeindebundes, Herr Mödlhammer zweifeln auch daran, aus dieser 
Finanztransaktionssteuer den Gemeinden eine dementsprechende Abgeltung für die 
verlorengegangene Vorsteuerabzugsmöglichkeit der KG zu ermöglichen. Man sehe, dass hier keine 
Rechtssicherheit mehr gegeben sei und es zu monatlichen Änderungen komme. Zum Schluss werde 
man sich fragen, ob es sich gelohnt habe oder nicht. Die FPÖ werde sich in diesem Punkt enthalten, 
da man von Anfang an Bedenken daran geäußert habe, da es gesetzlich eine legale 
Steuerhinterziehung sei. Man sieht nun, wo man letztendlich gelandet sei. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
 
 
 
2.  Verbindungsweg Dr.F.-Seifert-Straße – Roitham 
  Vergleichsvorschlag von Ernst Häupl  
 
Bgm. Reiter: 
In der GR-Sitzung am 14.12.2011 wurde eine Klage auf Feststellung des Gemeingebrauches der 
gegenst. Weggrundstücke beschlossen. Am 21.11.2012 fand beim Bezirksgericht Vöcklabruck die 
erste Verhandlung statt.  
Auf Anraten bzw. Anfrage des Richters, ob in dieser Causa ein Vergleich möglich wäre, hat der 
Bürgermeister das bereits im Vorfeld gemachte Angebot erneuert, dass die Gemeinde die 
klagsgegenständliche Wegfläche erwerben würde. Der Rechtsanwalt des Herrn Häupl hat erklärt, die 
Frage eines Vergleichs mit seinem Mandanten noch zu besprechen.  



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 14.02.2013                                                                                   Seite 7 von 26 
 
 
Am 19.12.2012 langte ein Vergleichsvorschlag der Rechtsvertretung von Ernst Häupl ein, der einen  
Verkauf der streitgegenständlichen Wegflächen für den Fall anbietet, dass eine Umwidmung einer in 
seinem Besitz stehenden Grünfläche in Bauland erfolgt.  
Der Gemeindevorstand hat dieses Vergleichsanbot in der Sitzung am 22.1.2013 beraten, 
entsprechend abgewogen und aus grundsätzlichen und formalrechtlichen Überlegungen heraus 
einstimmig die Ablehnung empfohlen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes dem Vergleichsvorschlag 
vom 17.12.2012 des Rechtsvertreters RA.Dr.Klaus Schiller nicht zuzustimmen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Darlehen 
  Änderung der Darlehenskonditionen für Kanalbaudarlehen 
 
Bgm. Reiter: 
Noch im Jahr 2012 haben die BAWAG und die Volksbank Vöcklabruck-Gmunden die Gemeinde mit 
der Forderung konfrontiert, den im Darlehensvertrag vereinbarten Aufschlag auf den 6 – Monats-
Euribor auf 0,75 Prozentpunkte anzuheben.  
 
BAWAG: 
Der Aufschlag auf den 6-Mo. Euribor wird von 0,25 % auf 0,75 % angehoben.  
Die aktuelle Verzinsung beträgt zum vereinbarten Zinsanpassungstermin 1,126%.  
Aushaftendes Darlehen: € 255.936,70 
 
VOLKSBANK: 
Der Aufschlag auf den 6-Mo. Euribor wird von 0,60 % auf 0,75 % angehoben.  
Die aktuelle Verzinsung beträgt zum vereinbarten Zinsanpassungstermin 1,07%.  
Aushaftendes Darlehen: € 393.624,- 
 
Als Begründung führen sie  die angespannte Lange auf den internationalen Finanzmärkten und der 
dadurch verursachten Verschlechterung der Refinanzierungsmöglichkeiten der Banken (höhere 
Eigenkapitalerfordernisse aufgrund von Basel III, Vertrauenskrise im Interbankengeschäft etc.) an. 
 
Um gegenüber der BAWAG gestärkt aufzutreten haben leitende Gemeindebeamte von rd. 20 
betroffenen Gemeinden im Bezirk und Vertreter der Gemeindeaufsicht im vergangenen Herbst zu 
einer Besprechung mit der BAWAG geladen. Mit wenig Erfolg! Die Bank rückte von ihrer Forderung 
nach einer Erhöhung des Zinsaufschlages nicht ab und bot lediglich eine Switch-Möglichkeit zwischen 
3-Mo. u. 6-Mo. Euribor an. 
 
Nach Prüfung der bestehenden Verträge und Rücksprache bei der Aufsichtsbehörde bleiben den 
betroffenen Gemeinden zwei Möglichkeiten mit den Forderungen der Banken umzugehen. Die 
erhöhten Aufschläge zu akzeptieren oder die bestehenden Darlehensverträge zu kündigen und neu 
auszuschreiben. Eine Kündigung käme den betroffenen Gemeinden aber noch teurer, weil auf dem 
Markt derzeit Aufschläge von 1,20% und darüber angeboten werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes die geänderten 
Darlehenskonditionen für die betreffenden Kanalbaudarlehen zu akzeptieren. 

 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte hinzufügen, dass man diesem Punkt sowieso zustimmen 
müsse. Die Banken würden diese Erhöhung aufgrund der niedrigen Zinssätze begründen, wenn 
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dieser Zinssatz nun aber wieder steige, werden die Banken die Darlehenskonditionen voraussichtlich 
nicht freiwillig wieder senken. Er möchte gerne wissen, ob man mit den Banken verhandeln könne, 
damit die Darlehenskonditionen wieder gesenkt werden, wenn eine bestimmte Grenze erreicht sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man sicher wieder verhandeln könne. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  Kanalhausanschlüsse und geringfügige Straßenbauten 2013 – 2015 

Zuschlagsentscheidung  Bauauftrag für Kanalhausanschlüsse und geringfügige Straßenbauvor-
haben für die  Jahre 2013 -  2015 

 
Bgm. Reiter: 
Gem. Gemeindevorstandsbeschluss vom 27.11.2012 wurde das Vergabeverfahren für das 
Abschließen eines Rahmenvertrages auf 3 Jahre (2013-2015) für die Herstellung von 
Kanalhausanschlüssen sowie von geringfügigen Straßenbauarbeiten festgelegt. Bestimmt wurde, 
dass die Arbeiten im Zuge eines nicht offenen Verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
ausgeschrieben werden. Eingeladen waren die Firmen Niederndorfer, Alpine, GTB, Teerag-Asdag, 
Peters und Kieninger. 
Die Ausschreibung erfolgte durch das mit der Ausführungsplanung und der örtlichen Bauaufsicht 
beauftragte Büro DI. Köttl. Alle eingeladenen Firmen haben angeboten, die Anboteröffnung erfolgte 
am 01.02.2013, die Anbote wurden durch DI. Köttl, überprüft.  
Vom Büro DI. Köttl wurde empfohlen, der Firma Niederndorfer, Attnang, mit einer Angebotssumme 
von € 248.479,62  (excl. MwSt.) als Billigstbieterin den Zuschlag zu erteilen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung aufgrund der erfolgten Ausschreibung, der Anbotprüfung und 
des Vorschlags von DI Köttl zu Gunsten des Billigstbieters der Firma Niederndorfer, 
Attnang, zu einem Betrag € 248.479,62  (excl. MwSt.) zu erteilen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Straßenbau 2012 
   Mehrkosten und Finanzierung 
 
Bgm. Reiter: 
Für den Gemeindestraßenbau 2012 waren im Budget (Außerordentlicher und ord. Haushalt) 
Ausgaben in Höhe € 320.000.- vorgesehen. Die tatsächlichen, nach Endabrechnung vorliegenden 
Kosten liegen bei € 372.923,- (siehe im Akt befindlichen Finanzierungsplan). Die Ursachen für die 
Mehrkosten sind der im Akt befindlichen Begründung der Bauleitung (DI. Irrgeher) zu entnehmen. Die 
Summe der Mehrkosten gegenüber dem Budget 2012 beträgt € 52.923. Die Bedeckung dieser 
Ausgaben ist dem Entwurf des Finanzierungsplans zu entnehmen. 
 
Die  zusätzlich erforderlichen Deckungsmittel: 
Mehreinnahmen bei Anliegerbeiträgen  € 29.329 
Kostenanteile Privater: 
       WG – Seewalchen   € 12.000 
       Fa. Nöhmer         €   7.072 
Zusätzliche Eigenmittel der Gemeinde  €   4.522 
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Die im Zuge des Kanalbaus in Haining (BA10) durchgeführten nichtförderbaren Straßenbau-arbeiten 
betrugen im Jahr 2012 € 65.830,00. Diese werden im Rahmen des Kanalprojektes mittels 
Kanalbaudarlehen finanziert. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die Kostenüber-
schreitungen nachträglich zur Kenntnis zu nehmen und den  vorliegenden 
Finanzierungsplan zu genehmigen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
6.  Abwasserbeseitigung 
  Abwasserentsorgung des Betriebsgebietes am ehem. HIL-Lagerplatz 
 
Bgm. Reiter: 
Die Seewalchner Betriebe Gebetsroider (Schlosserei), Baumann (IT, Computer) und Ebetsberger (Fa. 
Zaunteam) sowie die Firma Nöhmer aus Weißenbach (Kies & Beton) beabsichtigen die Verlegung 
ihres Standortes auf das Gelände des ehemaligen Holzlagers der Holzindustrie Lenzing (HIL) und 
benötigen eine Lösung für die Abwasserentsorgung auf dem Betriebsareal.  
 
Der Gemeindevorstand hat sich in seiner Sitzung am 22.1.2013 mit dieser Angelegenheit befasst und 
einstimmig empfohlen, den Grundsatzbeschluss zu fassen, die Kanalisation im Betriebsbaugebiet am 
ehemaligen HIL-Lagerplatz im erforderlichen Ausmaß durchzuführen.  
 
Weiters legte der Gemeindevorstand einstimmig fest, dass das ZT-Büro dlp mit einer Entwurfsstudie 
für die Abwasserentsorgung der derzeit bekannten Interessenten mit mehreren Varianten beauftragt 
werden soll.  
 
Im Vorfeld wurde vom Amt die Rechtsituation betr. Abwasserentsorgung geprüft. Da das Areal im 
Abwasserentsorgungskonzept der MGS nicht enthalten ist, besteht kein Rechtsanspruch auf einen 
Kanal. Die Errichtung von Senkgruben wäre zulässig (und wurde dies von den Interessenten als 
Entsorgungsmöglichkeit nicht ausgeschlossen). 
 
In der Folge wurde das TB-dlp mit einer Machbarkeitsstudie beauftragt und fand eine Besprechung 
mit allen Interessenten statt (siehe beiliegenden Aktenvermerk vom 1.2.2013).  
 
Aufgrund der von dlp am 8.2.2013 vorgelegten Variantenstudie für eine Kanalisierung des ehem. HIL-
Areals würde sich als einfachste und kostengünstigste Lösung die Variante mit Druckentwässerung 
und Anschluss an den Kanal beim Autobahnauffahrtsparkplatz anbieten (Nettoerrichtungskosten rd. 
65.000.- Euro).  
 
In dieser Variante ist allerdings die Entwässerung des nordöstlichen Teils des Areals (den Nöhmer 
miterwerben wird) nicht vorgesehen. Sollte in diesem Bereich für den kommenden oder einen 
anderen, künftigen Eigentümer bzw. Betrieb eine Abwasserentsorgung notwendig werden, dann 
müsste die Druckleitung entsprechend verlängert werden (u.U. um bis zu 400 m).  
 
In diesem Fall würden zusätzliche Kosten in Höhe von bis zu 24.000.- Euro für die Druckleitung, 
sowie weitere je 6.500.- Euro für Hauspumpwerke kalkuliert werden müssen (Kosten auf Basis der 
Variante 1 und Beibehaltung der Dimension).  
 
Am 11.2. 2013 fand im Bgm-Büro eine Besprechung mit den Fraktionsobleuten statt. Hinsichtlich der 
Beurteilung der vorliegenden Kanalvarianten und der weiteren Vorgangsweise (Formulierung eines 
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gemeinsamen Antrags für die GRS am 14.2., Absetzung des TO`s, weitere Beratungen, Zuweisung 
an ein Gremium, ….) konnte keine einheitliche Regelung getroffen werden. 
 
Bei dieser Besprechung wurde auch das Thema „Wirtschaftlichkeit“ einer Kanalisationsanlage auf 
dem HIL-Areal für die Gemeinde erörtert. Bei den dzt. vorhandenen Betrieben (Interessenten) ist als 
Kostenbeteiligung vermutlich nur die Kanalanschluss-Mindestgebühr zu kalkulieren (4 x rd. 3.000.-). 
Da sich lt. DI Dienesch die Förderrichtlinien für Kanalbauten in nächster Zeit ändern werden, kann 
hier ein Bundeszuschuss nur ansatzweise kalkuliert werden. Die dzt. Förderung mit Sockelförderung 
plus Laufmeterförderung (insges. rd. 12%) wird womöglich  in Hinkunft auf ein neues Fördersystem 
auf Basis der Finanzkraft der Gemeinde umgestellt.  
 
Selbst unter Einbeziehung von zusätzlichen Kommunalsteuereinnahmen durch ev. mögliche, 
zukünftige neue Arbeitsplätze werden die Hauptkosten für die Kanalisierung bei der Gemeinde 
verbleiben. Maßgebliche Einnahmen aus dem Betrieb der Kanalanlage (Benützungsgebühren) 
werden durch die zu erwartenden, eher geringen Abwassermengen nicht zu erwarten sein.  
 
Vor einer endgültigen Beschlussfassung und einer detaillierten Entscheidung über die diversen 
Abwasserentsorgungsmöglichkeiten erscheinen daher weitere Gespräche sinnvoll und notwendig. 
Auf Basis einer Gesamtschau  aller Aspekte (volks- und betriebswirtschaftliche Beurteilung, 
Zukunftsfähigkeit, Unterstützung für Betriebserrichtungen, …..), der dzt. vorliegenden 
Entscheidungsparameter und der Ergebnisse der bisherigen Beratungen wird daher für die GRS am 
14.12. ein eher allgemein gehaltener Antrag formuliert. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund des o.a. Sachverhaltes sowie aufgrund der vorliegenden Grundlagen und 
Beratungsergebnisse den Grundsatzbeschluss zu fassen, für das Betriebsbaugebiet am 
ehem. HIL-Areal Seewalchen gemeinsam mit den Interessenten ein entsprechendes 
Abwasserentsorgungskonzept zu erarbeiten. 

 
 
EG. Ebetsberger erklärt, dass er gemeinsam mit Herrn Gebetsroider, welcher heute auch anwesend 
sei, einer dieser vier Interessenten sei und seit September mit der Firma HIL in Verhandlung sei. Man 
stehe nun unmittelbar vor einer grundbücherlichen Vertragsunterschrift. Das heiße, dass 
Grenzverhandlungen und –vermessungen, sowie Teilvermessungen von den Grundstücken bereits 
abgeschlossen seien und das Schriftstück derzeit beim Notar ausgearbeitet werde. 
Dementsprechende Verzögerungen kosten in Zukunft natürlich viel. 
EG. Ebetsberger sehe sich als Sprachrohr der vier Interessenten und möchte nun zwei Anliegen 
vorbringen. Die Interessenten würden sich die Unterstützung der Marktgemeinde Seewalchen, sowie 
eine rasche und unbürokratische Entscheidung wünschen. 
Auf diesem Grundstück sei in Zukunft zwar kein 500-Mann-Betrieb mehr zu finden, dennoch sei man 
ein Betrieb mit 40 Mitarbeitern auf mittelfristiger Basis. EG. Ebetsberger möchte nochmals seine Bitte 
um Unterstützung und eine unbürokratische, rasche Entscheidung unterstreichen und erklärt sich 
weiters für diesen Punkt als befangen. 
 
EG. Hoyer erläutert, dass er aus den Ausführungen von Herrn Bürgermeister Mag. Reiter 
verschiedene Dinge heraus gehört habe. 
Als Erstes möchte er auf die Aussage betreffend der Erweiterung der gegenständlichen Anlage durch 
eine Druckkanalisation eingehen. Die Druckkanalisation sei seit Jahrzehnten ein irrsinnig bewährtes 
und oft eingesetztes System. Das Druckentwässerungssystem habe den Vorteil, dass es jederzeit 
erweiterbar sei. In dieser Studie sei zum Ausdruck gekommen, dass wenn sich dieser östliche Teil 
irgendwie anderswertig entwickle, es überhaupt kein Problem sei die Druckkanalisation dort zu 
erweitern, wenn sich mehrere Betriebe ansiedeln sollten. Die zweite Sache, welche er heraus gehört 
habe, seien gewisse nicht schlüssige Aussagen betreffend der Förderung. 
Leider sie dieser Teil nicht innerhalb der gelben Linie. Was die Förderung betreffe, sei dies aber 
vollkommen egal, da die Marktgemeinde Seewalchen von Haus aus die Sockelförderung plus die 
Laufmetergebühren für die Kanäle habe. Es komme also genau dieselbe Förderung heraus, ob dies 
innerhalb oder außerhalb der gelben Linie liege. Wesentlich sei, dass die Kommunalkredit ausgesagt 
habe, dass es nach dem Jahr 2015 keine Förderungen mehr in diesem Umfang geben werde. Wenn 
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man einen Antrag so rasch wie mögliche einbringe, sei die Sicherheit gegeben, dass dieser Antrag 
noch mit der Sockelförderung behandelt werde. Dies setze aber eine wasserrechtliche Bewilligung 
und darüber hinaus den Beschluss dieses Projekt einzubringen, voraus. Die Bewilligung sei 
Voraussetzung dafür, dass dieser Förderungsauftrag überhaupt stehe. 
Weiters sei in dieser Studie die Lösung der Senkgruben angesprochen worden. Die derzeitige 
Abwasserermittlung ergebe, dass dort Senkgrubenanlagen bis 30 m³ erforderlich seien, denn wenn 
mehr Personen dort seien, brauche man eine größere Senkgrube. Das heiße, dass in der Folge 
Abwasser, welches dort anfalle, über eine öffentliche Kanalisation entsorgt werden müsse. Wenn dort 
ein Senkgrubendienst, wie zB. die Firma Buchschartner, hinfahre, könne ein Fahrzeug ungefähr 5 m³ 
fassen. Das heiße, dass das Fahrzeug bei 30 m³ sechs Mal dort hinzufahren sei. Wenn man dies mit 
€ 200,- veranschlage, koste die Abwasserentsorgung für den Fall, dass die Firma Buchschartner im 
Raum sei, € 1.200,- pro Jahr für diesen Betrieb. Wenn die Firma Buchschartner aber nicht im Raum 
sei und von Mondsee herfahren müsse, sei mindestens die doppelte Gebühr zu veranschlagen. Dies 
sei eine Ungerechtigkeit gegenüber jeden anderen Kanalbetreiber bzw. Anschließenden in 
Seewalchen. 
Betreffend die Ausführung in Höhe von € 65.000,- sei er erstaunt, dass man die Wirtschaftlichkeit 
dafür errechne, denn eine Kanalisation sei nur im unmittelbaren Bereich, wo auf einen ca. 40 Meter 
Strang zehn Häuser anschließen, wirtschaftlich. Die Gebühren werden weniger wirtschaftlich, je 
dünner die Anschlüsse werden, also je weiter man hinauskomme. 
Man müsse sich hiezu vor Augen halten, dass die Gemeinde eine Regenwasserkanalisation nach 
Haining baue, welche € 300.000,- koste und sich dort keiner der Beteiligten die Mühe gemacht habe 
die Wirtschaftlichkeit zu errechnen, denn diese sei auch dort nicht gegeben, ganz im Gegenteil die 
Regenwasserkanalisation werde dort nicht einmal von einem Drittel der Leute benötigt. 
Dazu komme noch, dass derzeit bei der Gemeinde Rücklagen im Ausmaß von ca. € 300.000,- 
existieren, welche eigentlich nicht dazu da seien als Rücklagen deponiert zu werden, sondern um 
Projekte wie diese zu fördern. 
Betreffend der Arbeitsplätze habe man zuvor von EG. Ebetsberger gehört, dass 40 Arbeitsplätze 
vorgesehen seien. Die Gewerbegebiete sprießen in letzter Zeit nur so hervor in der Umgebung, nur 
komischerweise in Seewalchen nicht. Man solle daher froh darüber sein, dass sich Betriebe dort 
ansiedeln möchten. Es seien zwar zwei Betriebe aus Seewalchen dabei, aber ihm sei bekannt, dass 
diese Betriebe sehr wohl bereits auswärtig verhandelt haben. Die Verträge seien aber schon sehr 
weit fortgeschritten und daher glaube EG. Hoyer, dass es gut wäre diesen Weg zu gehen. 
Er stelle somit den Gegenantrag den Beschluss zu fassen, dass dieses Projekt zur 
wasserrechtlichen Bewilligung eingereicht werde. 
 
Der Bürgermeister möchte wissen welches Projekt EG. Hoyer nun genau meine. 
 
EG. Hoyer antwortet, dass er das Projekt von Dienesch mit der Druckentwässerung meine. Dies sei 
eine durchaus umsetzbare Möglichkeit, mit der Einschränkung, dass man das Pumperk für den 
östlichen Teil noch nicht benötige, sondern nur diese vier Pumpwerke und die Druckleitung bis zum 
Autobahnparkplatz, da dort der Anschluss sei. Für dieses Projekt sollte man so rasch wie möglich die 
wasserrechtliche Bewilligung beantragen. Frau Mitterndorfer, von welcher man für die Druckleitung 
ein Grundstück in Anspruch nehmen müsse, sei bekannterweise auf der Linie das Grundstück zu 
verkaufen, mit ihr müsse man aber noch verhandeln. 
 
GR. Kaniak müsse dem Bürgermeister gratulieren. 40 Arbeitsplätze seien für Seewalchen ein relativ 
großer Brocken. Es sei eine ideale Gelegenheit hier alle Ressourcen zu aktivieren. Es sei nur zu 
berücksichtigen, inwieweit man den Bereich über der Bundesstraße – das Autobahnareal – 
erschließen könne. Die Wasserentsorgung sei eine Grundvoraussetzung für ein Gewerbegebiet. Dies 
müsse man doch zusammen bringen, überhaupt wenn es sich um Größen wie in diesem Fall handle. 
Man habe in Relation dazu über den Regenwasserkanal in Haining gehört. GR. Kaniak möchte nicht 
über „peanuts“ sprechen, aber es sei eine Größe, welche die Marktgemeinde auf jeden Fall leisten 
könne. 
 
GV. Berger möchte anmerken, dass über diesen Punkt bereits relativ viel und sehr ausführlich 
gesprochen worden sei. Seine Meinung sei immer gewesen, dass es ihm lieber gewesen wäre diese 
Problematik im Vorfeld entsprechend abzuklären, damit man wirklich wisse worüber man spreche. 
Vor einigen Wochen habe es bereits den Versuch gegeben, zu beschließen wie man dies mache. 
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GV. Berger habe damals beantragt eine Studie zu machen, damit man überhaupt wisse, wie es 
gehen könne und von welchen Kosten man hier spreche. Es habe sich in dieser Studie heraus 
gestellt – und dazu stehe er auch – dass volkswirtschaftlich wahrscheinlich die Variante mit der 
Druckleitung die Bessere sei, für die Budgetentscheidung der Gemeinde aber sicherlich die 
Senkgrubenvariante die Bessere wäre. Diese Punkte hätten im Vorfeld dementsprechend abgeklärt 
werden müssen. Man spreche nun über den Gegenantrag von EG. Hoyer – er nehme an, dass es 
sich hier um Variante 1, Punkt 5.1.1 handle und somit den Beschluss der Druckentwässerung auf 
dem Parkplatz, mit den Investitionskosten in Höhe von rd. € 65.000,-. Er würde hier noch ersuchen 
festzustellen, ob er hier richtig liege, dass der Gegenantrag diesen Punkt als Gegenstand habe. 
Am Montag habe man sich auf keine gemeinsame Vorgehensweise einigen können und GV. Berger 
habe dann ersucht diesen Antrag noch nach den Fraktionssitzungen zu erhalten. Er habe auch die 
Devise ausgegeben, dass man diesem Antrag als Kompromiss zustimmen könnte, so wie er 
ursprünglich am Tisch gelegen sei. Mit diesem Gegenantrag fühle er sich etwas überfahren. Ihm liege 
sehr viel daran für diese Gewerbebetriebe, welche sich ansiedeln möchten, so schnell wie möglich 
Klarheit zu schaffen. Er sehe aber die Notwendigkeit, sich heute noch endgültig festlegen zu müssen, 
nicht. Man würde heute wieder eine Leitung festlegen, wo man nicht genau wisse, ob der Eigentümer 
des Grundes, welcher benötigt werde und mit welchem man bis jetzt noch nicht diskutiert habe, 
überhaupt dazu bereit sei. Er halte dies nicht für sinnvoll. 
Er persönlich werde sich diesem Gegenantrag nicht anschließen, aber dem Hauptantrag des 
Bürgermeisters zustimmen, unter der Voraussetzung, dass man versuche gemeinsam so schnell wie 
möglich eine Lösung zu finden, welche alle Beteiligten zufrieden stellen könne. Man sollte als 
Gemeinde die Chance wahrnehmen Gewerbebetrieben die Voraussetzungen zu schaffen, um sich 
auf diesem Areal anzusiedeln. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte noch kurz auf die Aussage, dass man so schnell wie 
möglich eine Entscheidung treffen müsse, eingehen. Es habe schon einige Punkte gegeben, wo 
dringend etwas gemacht hätte werden müssen, man sich aber zurück gelegt habe und nichts getan 
habe. In diesem Fall sei es aber so, dass man nicht etwas machen müsse, sondern etwas machen 
dürfe und man sich darüber freuen könne, dass dort etwas hinkomme. Wenn in einigen Jahren dort 
ein Betrieb entstehe, verfüge man über Arbeitsplätze, was eine tolle Sache sei. Aber jetzt davon zu 
sprechen, dass man handeln müsse, sei nicht richtig, denn wenn man sich nun zurück lehnen würde 
und nichts tun würde, hätten die Betreiber dort einfach die Chance Senkgruben zu errichten und 
hätten die Entsorgungskosten im Genick sitzen. Die Marktgemeinde Seewalchen müsse dort nichts 
machen, aber sie sollte dort etwas machen wollen. 
 
GR. Kaniak möchte erklären, dass der Gegenantrag nur zustande gekommen sei, um etwas klar 
zustellen. Die wasserrechtliche Bewilligung sei eine Voraussetzung und selbst wenn diese beantragt 
und darüber positiv entschieden werde, heiße dies nicht, dass man bauen müsse. Es sei nur die 
Chance die Geschwindigkeit zu erhöhen. Man habe bereits gehört, was mit der Förderung der 
Kommunalkredit ab 2015 passiere und nun habe man schon fast Mitte 2013. Der Behördenweg sei so 
lange und diese wasserrechtliche Bewilligung würde nur eine Beschleunigung darstellen. Man müsse 
es ja nicht machen, aber man hätte wenigstens eine wasserrechtliche Genehmigung. 
 
Der Bürgermeister fügt zu der Wortmeldung von GR. Kaniak hinzu, dass es ein falsches Signal an die 
Unternehmer sei, wenn man nun eine Bewilligung einhole und es dann doch nicht baue. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger möchte anmerken, dass seitens der Gemeinde größter Konsens 
bestehe in diesem Bereich Betriebsansiedlungen zu ermöglichen. Ihr habe am Montag bei der 
Besprechung dieser östliche Teil, wo keine Kostenschätzung gemacht werden könne, wenn dort noch 
weitere Anschlüsse statt finden würden, schon nicht gut gefallen. Sie habe auch die Unsicherheit 
bezüglich dieses Grundstückes. Sie glaube, dass der Antrag des Bürgermeisters beschlossen werden 
solle. Beim Gegenantrag, betreffend wasserrechtlicher Bewilligung, gebe es für sie jedoch zu viele 
unbekannte Variablen. Demnach werde sie dem Gegenantrag nicht zustimmen. 
 
GR. Seiringer-Gaubinger glaubt, dass im Anbetracht der geringen Schmutzwassermenge, welche hier 
zu erwarten sei, eine mobile Entsorgung doch in Betracht zu ziehen sei. Die Kostenschätzung halte er 
für Überhöht. Er wisse, dass ein Lohnunternehmer mit einem 15.000 Liter Fass zweimal pro Stunde 
fahre und man sei auch nur zwei Kilometer vom Reinhalteverband entfernt. Sicherlich sei weiter zu 
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prüfen und eine Kostenschätzung einzuholen, wie viel dies wirklich kosten würde. Man habe zB. für 
den Winterdienst bereits Lohnunternehmer unter Vertrag, welche sicher ein Angebot stellen würden. 
 
GV. Hemetsberger teile die Argumentation von GV. Berger nicht, denn vor kurzem habe ihm der 
Amtsleiter mitgeteilt, dass eine Kanalisation gegen den Willen des Grundeigentümers relativ schnell 
vonstatten gehe. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass es sich hier nur um Hausanschlüsse handeln würde. 
 
GV. Hemetsberger fährt fort, dass man eine Vorstandsempfehlung an den Gemeinderat gehabt habe. 
Am Montag habe man dann eine fraktionelle Beratung gehabt und heute sei man genau so weit wie 
zuvor. Er frage sich, wer sich in Seewalchen ansiedeln solle, wenn seitens der Gemeinde nicht 
einmal der Wille da sei. Er könne sich noch erinnern, was man in Sachen Ensinger Sintimid durch 
Grundtäusche und Verhandlungen alles durch gemacht habe.  Damals sei es möglich gewesen den 
dreifachen Grund der Gemeinde herzugeben, ganz im Gegenteil zum heutigen Projekt. Die 
Freiheitliche Partei stehe dazu und man werde heute sehen, ob die Wirtschaftspartei – ÖVP dem 
zustimme. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man nun genau dort sei, wo man nicht hinkommen sollte, nämlich 
zu einer parteipolitischen Diskussion. 
 
GV. Hemsteberger kontert, dass dies keine parteipolitische, sondern eine wirtschaftliche Diskussion 
für Seewalchen sei. Wenn der Bürgermeister keine Einnahmen haben möchte, müsse er dies den 
Bürgern mitteilen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er genau diese Diskussion befürchtet habe. Er habe sich bemüht, 
dass am Montag ein Konsens gefunden werde. Das Erste, was man sich aber nun von GV. 
Hemetsberger vorwerfen lassen könne, sei, ob die Wirtschaftspartei zustimme oder nicht. Er habe 
einen Vergleichsvorschlag gemacht und einen Antrag gestellt, zu welchem GV. Hemetsberger am 
Montag und vor Beginn der Sitzung auch noch gestanden sei. Die FPÖ solle diesem Antrag 
zustimmen, damit man gemeinsam mit den Betrieben etwas ausarbeiten könne. 
Es werde doch niemand glauben, dass er als Bürgermeister oder die ÖVP als Wirtschaftspartei einem 
sinnvollen Projekt in irgendeiner Form etwas entgegensetzen würde. Wenn sich GV. Hemetsberger 
diesen Antrag genau durchgelesen habe, dann seien alle Punkte drinnen. Der obige Sachverhalt 
sage klar, dass die Druckentwässerung die wahrscheinlich sinnvollste Kanalisationslösung sei. 
 
GV. Hemetsberger wirft ein, dass diese Druckentwässerung nicht wahrscheinlich die sinnvollste 
Lösung, sondern wissentlich die sinnvollste Lösung sei. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass man auf Basis dieses Antrages weiter fortfahren könne. Es helfe 
niemandem, wenn man die Diskussionen immer wieder in irgendeiner Form durch persönliche 
Motivationen ins Negative ziehe. 
Er stehe dazu, dass man nichts machen werde, was zu einem Nachteil für die Betriebe führe, aber 
nun etwas „über’s Knie zu brechen“, wo man sich im Vorfeld noch nicht ganz sicher sei, was wirklich 
dafür nötig sei, sei doch keine Lösung. Man sollte doch mit einem gemeinsamen Treffen mit allen, 
auch den Fraktionsführern, einen Beschluss zusammen bringen. 
Der Bürgermeister fragt EG. Ebetsberger, ob es ausreichend sei, wenn man nun gemeinsam 
versuche eine Lösung zu finden, über welche man in der nächsten Gemeinderatssitzung am 11.April 
diskutieren könne bzw. könne man auch schon in der nächsten Gemeindevorstandssitzung am 17. 
März darüber diskutieren, oder ob sofort in irgendeiner Form eine Beschluss notwendig sei.  
 
EG. Ebetsberger antwortet, dass man nichts „über’s Knie brechen werde“, er bitte nur darum, dass 
keine Zeit verloren gehe. Er möchte sich anschließen, dass Diskussionen über gewisse 
Befindlichkeiten keinem etwas helfen. Ihm sei nur wichtig, dass man ein Ziel habe. Nichts wäre 
schlimmer, wenn man ein Projekt vorab mit einer Senkgrube einreichen müsste, damit man 
überhautp eine Baubewilligung bekomme und dann müsse man sich nächstes Jahr mit einem Kanal 
beschäftigten. Er wünsche sich eine vernünftige Entscheidung, für einen vernünftigen Zeitraum. 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 14.02.2013                                                                                   Seite 14 von 26 
 
 
EG. Hoyer möchte auf die Äußerungen von GV. Berger eingehen. GV. Berger sei sich im Unklaren 
über die Kosten bzw. die Situation der Senkgruben. Es wundere ihn sehr, denn in der Studie von 
Dienesch sei ganz klar deklariert, wie groß die Senkgruben sein müssten und dass eine Senkgrube 
mit 30m³ mit ungefähr 200-300 €/ m³ Bauvolumen anzusetzen sei. Das Wesentliche sei, dass  man, 
obwohl es nicht sehr viel sei, eine Förderung erwerbe. In Linz gebe es eine Liste, wo die einzelnen 
Förderungswerber vermerkt seien. Je früher man auf diese Liste komme, desto besser sei es, um 
dieses Geld lukrieren zu können. Eine Bewilligung sage nur, dass man als Gemeinde die Möglichkeit 
habe es zu bauen, man müsse es aber nicht bauen. Wenn sich etwas ändern sollte, könne man dies 
ändern. 
Weiters sei er erstaunt über die Ausführungen von der rechten Seite. Es stehe ganz klar darin und es 
wurde gesagt, dass die Druckentwässerung jederzeit erweiterbar sei. Es gebe nicht die geringste 
Unsicherheit hinsichtlich der Erschließung der östlichen Bereiche. Er müsse leider sagen, dass die 
Studie von den Grünen nicht gelesen worden sei, denn dort stehe dies ganz genau darin. Dieses 
System sei tausend Mal bewährt. 
Er möchte nochmals betonen, dass sich sein Antrag klarerweise auf die Druckentwässerung mit den 
derzeit vier Pumpwerken und der Druckleitung bis zum Parkplatz beziehe. Dies habe er klar definiert. 
Hier handle es sich um € 65.000,- , was dieses Projekt in der Gesamtausführung kosten würde. Die 
wasserrechtliche Bewilligung dafür sei nur eine Voraussetzung, damit man die Förderung bekomme. 
Er würde diese hiezu äußerst empfehlen, da er die Gesamtsituation auf der Förderseite kenne. 
 
GV. Berger könne sich nicht mehr genau erinnern, aber er habe sicherlich nicht gesagt, dass er die 
Kosten für die Senkgruben nicht verstehe. 
 
EG. Hoyer erwidert, dass GV. Berger gesagt habe, dass er nicht wisse, was die Senkgruben kosten 
würden. 
 
GV. Berger antwortet, dass er dies nicht gesagt habe. Er habe gesagt, dass er nicht wisse, was die 
Entleerung der Senkgruben, im Vergleich zu den normalen Kanalgebühren, koste. Dies könne man 
sich aber unter Umständen am Tonband anhören, wenn die Diskussion nun in diese Richtung laufe. 
GV. Berger sage aber ganz offen, dass er kein Interesse daran habe, sich hier herein zu setzen und 
sich Zwiegespräche zwischen FPÖ und ÖVP, wo die Unsachlichkeit durschlage, anzuhören. 
Stattdessen sollte man einen Konsens finden. Man habe mehrfach darüber diskutiert und er habe 
sich nach diesem Montagsgespräch auch noch erlaubt betreffend der Druckleitung nachzufragen, da 
er nicht wusste, wie dies genau funktioniere, wenn der östliche Bereich erweitert werden würde. Er 
habe dann von EG. Hoyer die Auskunft erhalten, dass dies kein Problem sei. Dies habe er 
mittlerweile auch zur Kenntnis genommen und man sollte versuchen das Ganze auf einer sachlichen 
Ebene abzuhandeln. Es habe doch überhaupt keinen Sinn, wenn man sich gegenseitig Vorwürfe 
mache. Wenn es jetzt einen Konsens gebe, welchen man für die Gewerbebetriebe zusammen bringe, 
dann würde er sagen, dass man auf Basis dieses Hauptantrages – mit dem er nicht ganz glücklich 
gewesen sei, welcher aber ein Konsens sei, mit dem man mitgehen könne – versuchen solle so 
schnell wie möglich eine Lösung zu finden. Wenn man dies wirklich gemeinsam möchte, dann werde 
es an diesen vier bzw. fünf Wochen zur Findung des Konsens nicht scheitern, damit man dann 
wasserrechtlich einreichen könne. Alles andere sei, bis zu einem gewissen Grad ein Standpunkt, 
damit man demonstrieren könne, wie stark man auf einer Seite stehe. Man müsse versuchen eine 
Lösung zu fnden, mit der man leben könne und mit der man den Konsenswerbern so schnell wie 
möglich die Voraussetzungen schaffen könne. Man könne auch versuchen die Werber 
miteinzubeziehen, damit man spätestens bei der nächsten Gemeinderatssitzung im April die 
endgültige Lösung beschließen könne. Es dürfe dann kein links oder rechts mehr geben, sondern 
man müsse sich dann gegen oder für die Druckleitung entscheiden bzw. für die Druckleitung in die 
eine oder andere Richtung. Vielleicht gebe es unter Umständen aufgrund neuer Erkenntnisse die 
Möglichkeit die Leitung zu bauen, welche um 150 Meter länger sei. Dies sei für die SPÖ der Punkt. 
Es gehe nicht darum irgendetwas zu verhindern. 
Daher stelle er den Zusatzantrag zur Formulierung des Bürgermeisters, die ganze Sache so 
weit zu bringen, dass in der nächsten Gemeinderatssitzung der endgültige Beschluss gefasst 
werden könne. 
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EG. Hoyer fügt hinzu, dass er seinen Gegenantrag zurück ziehe, wenn in den Beschluss hinein 
komme, dass in der nächsten Gemeinderatssitzung der definitive Beschluss über den 
Anschluss gefasst werde. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger möchte der Vollständigkeit halber anmerken, wie GV. Berger soeben 
bestätigt habe, dass am Montag die Information betreffend des östlichen Teiles nicht bekannt 
gegeben worden sei. Wenn zwischen Montag und dem heutigen Tag dies zwischen allen abgeklärt 
worden sei und die Grünen dies wieder nicht erfahren haben, finde sie dies nicht in Ordnung. 
Zweitens möchte sie noch hinzufügen, dass sie nicht zustimmen werde, wenn fünf unbekannte 
Variablen gegeben seien, denn hinterher komme es dann wieder zu Ärger. Sie glaubt, dass so viel 
Zeit sein müsse. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass die Information zum östlichen Teil in der Ergänzung zum Deckblatt 
enthalten sei. 
Weiters möchte er nach langer und sehr hitziger Diskussion anmerken, dass ein Beschluss ein Signal 
an die Gewerbetreibenden sein solle, dass sie die volle Unterstützung des Gemeinderates haben. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Berger gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Bebauungsplan Nr. 59 „Cafe – Blumen Mayer“;  

Beschlussfassung  des Planentwurfes betreffend die  Erstellung eines Bebauungsplanes für 
das Grundstück Nr. 2037/1, KG. Seewalchen im Bereich der Promenade 
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee beabsichtigt, für die Umsetzung der Errichtung eines 
gastgewerblichen Wintergartens beim Cafe Eiszeit auf dem Grundstück Nr. 2037/1, KG. Seewalchen 
einen Bebauungsplan zu erstellen.  
  
Die Absicht der Erstellung eines Bebauungsplanes „Cafe – Blumen Mayer“ im Bereich der 
Promenade auf dem Grundstück Nr. 2037/1, KG. Seewalchen wurde gemäß § 33 Abs. 1 Oö. ROG 
1994 i.d.g.F. in der Zeit vom 24.09.2012 bis 30.10.2012 an der Amtstafel kundgemacht, dass jeder, 
der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, bis 30.10.2012 seine Planungsinteressen dem 
Marktgemeindeamt schriftlich bekanntgeben kann. Es sind keine Eingaben bei der Behörde 
eingelangt. 
 
Seitens des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer wurde nunmehr in Abstimmung mit der 
Marktgemeinde Seewalchen a. A. ein Planentwurf Bebauungsplan Nr. 59 „Cafe – Blumen Mayer“ mit 
Datum vom 05.11.2012 erstellt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Planentwurf 
Bebauungsplan Nr. 59 „Cafe – Blumen Mayer“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, 
Eferding, vom 05.11.2012 zu beschließen.  
 

Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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8.  Bebauungsplan Nr. 20 „Schneeweiss“;  

Beschlussfassung  der Aufhebung des  Bebauungsplan Nr. 20 „Schneeweiss im Bereich von 
Litzlberg  
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Mit Schreiben des Amtes der OÖ. Landesregierung, Abteilung Raumordnung vom 19.12.2012 wird 
mitgeteilt, dass die vorgesehene Planaufhebung aus raumordnungsfachlicher Sicht zur Kenntnis 
genommen wird. Überörtliche Interessen im besonderen Maß werden durch die gegenständliche 
Planung nicht berührt. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
    
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Aufhebung des  
Bebauungsplan Nr. 20 „Schneeweiss“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 
14.12.1981 zu beschließen.   

 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer sei natürlich auch dafür. Er möchte aber auch dieses Mal wieder 
anregen, wie auch bei den drei letzten Aufhebungen von Bebauungsplänen, ob man nicht doch 
einmal die Bebauungspläne überarbeiten und gemeinsam die neuen Richtlinien erstellen solle, denn 
eigentlich werde bei jedem Antrag auf Aufhebung des Bebauungsplanes zugestimmt. Er ersuche dies 
im Bauausschuss zu beraten. 
 
Vizebürgermeister Schachl erklärt, dass die Aufhebungen, welche man beschlossen habe, einen 
etwas anderen Grund gehabt haben. Dieser Bebauungsplan sei noch für Grünland gültig gewesen, 
denn bereits in der Flächenwidmungsplanüberarbeitung habe man vergessen diesen Bebauungsplan 
aufzulassen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
9.  Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die Änderung im Bereich der Grundstücke Nr. 1400/7 
und 1404, beide KG. Litzlberg (Bereich Steindorf) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr Rainer Nussbaumer und Frau Julia Hemetsberger, Seewalchen a. A., Birkenweg 7 haben mit 
Eingabe vom 27.12.2012 um Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf 
Siedlung“ betreffend die Grundstücke Nr. 1400/7 und 1404, beide KG. Litzlberg, angesucht.  
Die Änderung wird mit dem Wunsch einer zweigeschossigen Bebauung des Grundstückes Nr. 
1400/7, KG. Litzlberg, begründet.  
Von Seiten der Ortsplanung spricht nichts gegen die Erhöhung der Geschoßanzahl auf 1,5 – 2 
Vollgeschoße, da im östlichen Anschluss die Bauplätze ebenfalls die Möglichkeit haben, ein 
Wohnhaus mit max. 2 Vollgeschossen zu errichten.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf - Siedlung“ auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 14.01.2013 einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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10. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die Umwidmung des Grundstückes 2158, KG. 
Seewalchen, von Grünland  in Bauland „Wohngebiet“ (Bereich des Sonnleitenweg)  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Frau Martina Kroiss, wh. Sonnleitenweg 2 hat mit Eingabe vom 17.09.2012 die  Umwidmung des 
Grundstückes Nr. 2158, KG. Seewalchen, von derzeit Grünland auf Bauland „Wohngebiet“ beantragt.  
Die beantragte Umwidmungsfläche befindet sich im Bereich des Sonnleitenweges (Rosenau). Der 
Umwidmungsantrag ist durch das ÖEK nicht gedeckt; daher ist eine Änderung des ÖEK erforderlich. 
 
Auf Grund der in der Stellungnahme angeführten Feststellungen und Vorgaben, wurde die 
Umwidmung von Seiten der Ortsplanung als problematisch eingestuft, da der Umwidmungsbereich 
durch die vorhandene Hochspannungsfreileitung schwer bebaubar ist. Aufgrund dieser 
Erschwernisse wurde empfohlen, ein Gestaltungskonzept vor Umwidmung zu erstellen. 
 
Die Antragstellerin hat daraufhin beim Ortsplaner ein entsprechendes Gestaltungskonzept beauftragt 
und wurde dieses vorgelegt (Gestaltungskonzept von Arch. DI. Erich Deinhammer, Eferding, vom 
12.12.2012, Varianten 1 und 2). 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses sowie auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 1.10.2012 und des 
nachgereichten Gestaltungskonzeptes vom 12.12.2012 das Verfahren auf Änderung des 
rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes gemäß Gestaltungskonzept Variante 2, sowie des 
örtlichen Entwicklungskonzeptes einzuleiten. 

 
 
EG. Hoyer dürfe dem Gemeinderat eine Untersuchung über Gesundheitsrisiko unter 
Hochspannungsleitungen der Uni Bristol zur Kenntnis bringen. Die Uni Bristol habe eine Studie 
ausgearbeitet und hierfür 35.000 Gesundheitsdaten von Kindern untersucht, welche an Krebs 
erkrankt seien. Die Uni und die Wissenschaftler haben festgestellt, dass aufgrund von 
Hochspannungsleitungen das Krebsrisiko bei Kindern um 100 % steige und sich dieser Wert in einem 
Gefahrenbereich von 100 Meter sogar noch einmal verdopple. 500 Kinder von diesen 35.000 Kindern 
seien im Alter von 15 Jahren an Leukämie erkrankt. Weitere 20-30 % seien an Blutkrebs erkrankt. 
Auch andere Krebsarten und Missbildungen während der Schwangerschaft seien Auswirkungen des 
Elektrosmogs, welcher von den Hochspannungsleitungen ausgehe. 
Was EG. Hoyer persönlich sehr berührt habe, sei, dass diese Studie nicht an die Sky News, eine sehr 
bekannte Zeitung in England, weitergegeben worden sei, da man Angst hatte, dass dies weltweit eine 
große Beeinträchtigung der Bebaubarkeit unter Hochspannungsleitungen zur Folge haben werde. 
Bei der Bauausschusssitzung habe der Bürgermeister gesagt, dass Seewalchen wieder einmal 
günstige Baugründe bekommen könnte, wenn man dieser Umwidmung zustimme. Der Bürgermeister 
habe dies sehr positiv gesehen. EG. Hoyer befürchte, dass die nächste Generation der Personen die 
dort leben würden, die Gemeinde einmal klagen werde, wegen der Risiken, welche dort eingegangen 
worden seien. 
Alle diejenigen, welche heute für die Umwidmung dieses Bereiches unter der Hochspannungsleitung 
stimmen, sollten an diese Studie denken, welche fundiert sei und von einer anerkannten Uni stamme. 
Er bitte diesen Punkt zu berücksichtigen. Die FPÖ werde dieser Umwidmung nicht zustimmen. 
 
GV. Berger merkt an, dass seine Meinung nicht ganz so wissenschaftlich fundiert sei, jedoch in der 
Aussage gleich. Er halte es nicht für gut, wenn man hier eine Umwidmung durchführen würde, noch 
dazu bei einer Kreuzung von 32-kv-Leitungen. Er werde sich daher der Stimme enthalten. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger stimme diesem Punkt nicht ganz zu, auch wenn heute dafür gestimmt 
werde. Es sei geprüft worden und gesetzmäßig. Aus heutiger Sicht seien gesundheitliche Risiken 
noch nicht abschätzbar, aber das heiße nicht, dass dies in zehn Jahren anders aussehe. Die Grünen 
werden dieser Umwidmung auch nicht zustimmen, weil es nicht absehbar sei, was dort für Risiken 
entstehen könnten. Weiters bestehe bereits sehr viel Bauland in Seewalchen und man müsse nicht 
noch zusätzlich bedenkliche Teile umwidmen. 
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GR. Kaniak merkt an, dass es die Aufgabe des Gemeinderates und öffentlicher Institutionen, welche 
zum Wohle der Bürger gewählt worden seien, sei hier den Bürger vor Gesundheitsgefährdungen, 
welche man augenscheinlich nicht nur spüre, sondern auch schwarz auf weiß habe, zu schützen. Das 
heiße, dass man eine moralische Verantwortung gegenüber den Bürgern habe. Wie bereits von GR. 
Hauschildt-Buschberger angesprochen, gebe es bereits genügend freie Baugründe in Seewalchen, 
welche zwar etwas teurer, dafür aber gesund seien. Man müsse Leute oft zu ihrem Glück zwingen, 
indem man gewisse Dinge nicht genehmige. 
 
GR. Mayrhofer Harald habe die Möglichkeit gehabt in die, von EG. Hoyer präsentierte Studie, hinein 
zu sehen. Es gebe hier Bilder von Strommasten und echten Hochspannungsleitungen. Seines 
Erachtens sehe der Masten, der in diesem Bereich stehe, bei weitem nicht so aus. 
 
GR. Geist-Krojer habe vom medizinischen Standpunkt her auch ein Problem damit. Sie glaube nicht, 
dass jemand aus dem Gemeinderat freiwillig unter dieser Hochspannungsleitung wohnen möchte. 
Andererseits werde es aber auch Personen geben, die diese Hochspannungsleitung eventuell nicht 
stören würde und die sich vorstellen können dort zu wohnen. Es könne sich dies jeder selbst 
aussuchen, wenn die Möglichkeit bestehe dort zu bauen. Sie wisse nicht, ob es richtig sei jeder 
Person immer alles bis ins kleinste Detail vorzuschreiben, ohne dass er/sie selbst darüber reflektieren 
könne, ob dies für ihn/sie wichtig oder unwichtig sei. 
Weiters werde ständig davon gesprochen, dass man die Leute, welche dort eventuell bauen möchten, 
schützen müsse. Sie frage sich aber, was mit den Einwohnern sei, die bereits dort wohnen, denn ein 
Haus führe quer unter dieser Leitung durch. Wenn man davon spreche, dass man die Leute die 
eventuell dort bauen würden, schützen müsse, dann müsse man aber auch vor allem die Einwohner 
schützen, die bereits dort wohnen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte neben dem gesundheitlichen Aspekt ein anderes Thema 
ansprechen. Es habe in Österreich bereits Fälle gegeben, bei denen sich Personen günstige Gründe 
neben Flughäfen gekauft haben und es dann geschafft haben, dass der Flugbetrieb einigermaßen 
eingestellt werde. Er möchte wissen, ob die Gefahr bzw. Chance bestünde, dass sich dort jemand 
diese günstigen Gründe kaufen werde und dann von der Gemeinde verlangen könne, dass diese 
Strommasten unterirdisch gelegt werden müssen. 
 
GR. Liehmann fügt hinzu, dass es erstaunlich sei, dass es bei den Böden unglaublich strenge Regeln 
gebe. Jeder habe das Recht unwissend zu sein, aber der Gemeinderat habe die Verpflichtung das 
Wissen anzuwenden. GR. Liehmann sei strikt dagegen, dass dort ein Baugrund entstehen solle. 
 
GR. Kasper fragt sich, warum man es dann vor kurzem in Steindorf nicht genau so gemacht habe. 
Dort habe man sechs Parzellen umgewidmet, wo genau dieselben Leitungen laufen und damals sei 
alles problemlos abgelaufen. 
 
GR. Wechselauer möchte den medizinischen Aspekt nicht hinunter bagatellisieren, aber ihn auch 
nicht übertrieben sehen. Fast 100 % der Leute würden mit ihrem Handy, teilweise auch in der 
Hosentasche, spazieren gehen, was auch nicht so unbedenklich sei. 
Er glaube, dass sich der Ortsplaner sehr wohl über die Gestaltung des Grundstücks Gedanken 
gemacht habe, damit man eben nicht genau darunter bauen könne. Er möchte sich hier im 
Gemeinderat nicht immer gescheiter machen, als die Fachleute, die man genau für diesen Zweck 
einlade. Er fühle sich nicht dazu berufen den Ortsplaner zu belehren. GR. Wechselauer werde daher 
diesem Punkt zustimmen, aber sehr wohl mit dem Hinweis, dass man die Leute darauf aufmerksam 
machen müsse. Es sollte nicht so sein, dass man dann sage, dass das Grundstück einfach günstig 
sei. Man müsse darauf aufmerksam machen, dass halt nicht der ganze Grund bebaubar sei. 
 
GV. Hemetsberger möchte zur Wortmeldung von GR. Kasper bezüglich der Baugründe in Steindorf 
anmerken, dass er von den Eigentümern wisse, dass es keine Nachfrage nach diesen Gründen gebe, 
da der Bürger schon gescheiter geworden sei und davon Abstand nehme. 
Weiters frage er sich, wer sich dann im Bereich des Sonnleitenweges einen günstigen Grund kaufen 
würde. Er könne sich vorstellen, dass sich ein kleiner Arbeiter, welcher finanziell nicht so gut 
ausgestattet sei, solch einen Grund kaufen würde und diesem Arbeiter würde man dann diese 
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Belastung zumuten. Diesem Punkt werde die Freiheitliche Partei auf keinen Fall zustimmen und man 
habe diese Bedenken bereits im Bauausschuss vorgebracht. 
 
GV. Haberl bedankt sich über die Wortmeldung von GR. Geist-Krojer betreffend die Mündigkeit des 
Bürgers. Sie sei auch der Meinung, dass der Bürger sehr wohl selbst einschätzen könne, ob er/sie 
solch einen Grund kaufen würde oder nicht. Sie selbst wohne mit ihrer Familie auch neben einem 
Handymasten, was sich viele nicht vorstellen könnten, sie störe es aber nicht. 
 
GR. Kaniak sei in der medizinischen Branche tätig und hier sehe es so aus, dass der Schaden des 
Einzelnen von der Allgemeinheit getragen werde und wenn die Allgemeinheit nicht in der Lage sei 
dies zu verhindern, müsse sie es zahlen. Er sei der Letzte, der die Individualität in Frage stelle, aber 
mit der Umwidmung eines Grundstückes, einen Beitrag zur körperlichen Beschädigung einer Person 
zu leisten, in diesem Falle würden die niedersten Einkommensschichten betroffen seien, welche dann 
von der Allgemeinheit wieder behandelt werden müssten, sei eine moralisch nicht vertretbare 
Position. 
 
GR. Geist-Krojer finde es wirklich merkwürdig, dass aus der ganzen Diskussion nur resultiere, dass 
die armen kleinen Arbeiter gezwungen seien sich diesen Grund zu kaufen. Sie glaube aber auch, 
dass die armen kleinen Arbeiter über genug Grips verfügen, dass sie selbst für sich entscheiden 
können, ob sie dies in Kauf nehmen möchten oder nicht. Es gehe nicht darum, ob es nun ein kleiner 
oder großer Arbeiter sei, es gehe nur darum, dass dieselbe Umwidmung in Steindorf genehmigt 
worden sei und sie verstehe nicht, warum man dies nun in der Rosenau nicht genehmigen könnte. 
Wie GV. Hemetsberger zuvor erwähnt habe, bestehe kein Interesse für die Gründe in Steindorf, die 
Basis dafür müsse man den Eigentümern aber schon geben. 
 
Der Bürgermeister möchte kurz zusammen fassen, dass die Bedenken hinsichtlich möglicher 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen durch die vorhandenen 30-kv-Leitungen nicht weg zu diskutieren 
seien, andererseits könne man sie aber auch übertrieben darstellen. Er persönlich komme zwar nicht 
aus dem medizinischen Bereich, als Biologe sei er aber doch mit einem gewissen Basiswissen 
ausgestattet, um diese Risiken entsprechend einschätzen zu können.  
Das was an gesichertem Risiko dort sei, werde durch die Bauordnung mit den entsprechenden 
Freihaltebereichen von den Richtlinien oder durch ein Bebauungskonzept, wie es vorgelegt sei, 
entsprechend berücksichtigt. Weiters sei man in der Grundsatzbeschlussfassung. Das heiße, man 
schicke, falls es hier heute überhaupt eine Mehrheit geben sollte, diesen Punkt ins 
Stellungnahmeverfahren, wo es alle Instanzen durchlaufe, die dazu aufgerufen seien Stellungnahme 
abzugeben und wenn dort in irgendeiner Oberbehörde die geringsten Bedenken bestünden, werde 
dies hinein geschrieben.  
Man habe sogar heute einen Fall gehabt, dass man auf eine Stellungnahme nicht eingegangen sei 
und nun habe man die Verständigung erhalten, dass die Genehmigung nicht erteilt werde, wenn dies 
nicht entsprechend berücksichtigt werde. Das heiße, dass man als erstinstanzliche Behörde eine 
gewisse Sicherheit habe, dass bei einem Verfahren im oberbehördlichen Bereich noch 
entsprechende Hinweise kommen könnten, wenn etwas wirklich nicht gehen sollte. 
 
Bei den Draschwandtner Gründen in Neu Steindorf habe es eine ähnliche Diskussion gegeben. Es 
sei dort ein entsprechender Teilungsvorschlag gekommen, damit der Querungsbereich von der 
Bebauung frei gehalten werde und nichts Anderes sehe das Konzept von Herrn Deinhammer für 
diese Fläche vor und damit glaube er, sei es grundsätzlich möglich hier zuzustimmen, damit ein 
Stellungnahmeverfahren eingeleitet werden könne. 
 
Betreffend der Aussage von GV. Hemetsberger, dass die Gründe in Steindorf unverkäuflich seien, 
möchte der Bürgermeister erklären, dass dies darauf zurück gehe, dass bei der Grundteilung etwas 
nicht in Ordnung gewesen sei. Die beauftragten Makler haben dort mit den Kunden das Problem, 
dass die Grundstücke so wie sie im Bebauungsplan vorliegend seien, nicht grundstücksmäßig im 
Kataster geteilt seien. Dies müsse noch in Einklang gebracht werden. 
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Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 21 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 7 Kritzinger, Mohr, Kasper, Stockinger, 
Petkowitsch, Schuster, Distler 

      
Gegen den Antrag 7 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 Weichselbaumer, Berger, Stix 
 
 
 
 
11. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

(Grundsatzbeschluss vom 27.09.2012) Beschlussfassung  betreffend die Umwidmung  einer 
Teilfläche des Grundstückes Nr. 1276, KG. Seewalchen,  von derzeit Grünland „Land- und 
Forstwirtschaft“  auf Bauland „Wohngebiet“ (Bereich Kematingerstraße) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Die beantragte Umwidmungsfläche liegt innerhalb des ÖEK und ist für die Errichtung von Garagen 
durch den Eigentümer (Familie Harald Huber) für die Wohnanlage Höcher, Kematingerstraße, 
vorgesehen. 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der Oö. 
Landesregierung keine Einwände und wird diese Umwidmung zur Kenntnis genommen.  
Seitens der Landwirtschaftskammer OÖ. wurden mit Schreiben vom 05.12.2012 keine Einwände 
gegen die geplante Umwidmung erhoben.  
Der Nachbar Ewald Hacksteiner hat sich in seiner Stellungnahme vom 14.11.2012 unter anderem 
gegen eine Änderung der Flächenwidmung über die Häuserflucht hinaus ausgesprochen. Weitere 
Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 70 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 17.10.2012 zu beschließen. Die Stellungnahme des 
Herr Ewald Hacksteiner vom 14.11.2012 wird zur Kenntnis genommen und auf die 
Bestimmungen der OÖ. BauO bzw. OÖ. BauTG verwiesen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

(Grundsatzbeschluss vom 27.09.2012) Beschlussfassung  betreffend die Umwidmung  einer 
Teilfläche des Grundstückes Nr. 1489/18, KG. Seewalchen,  von derzeit Grünland „Land- und 
Forstwirtschaft“  auf Bauland „Dorfgebiet“ (Bereich von Steindorf) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der Oö. 
Landesregierung auch nach Rücksprache mit dem Landesbeauftragen für Natur- und 
Landschaftsschutz grundsätzlich keine Einwände und wird diese zur Kenntnis genommen.  
Seitens der Landwirtschaftskammer OÖ. wurden mit Schreiben vom 05.12.2012 keine Einwände 
gegen die geplante Umwidmung erhoben.  
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Herr Wolfgang Ecker und Frau Heidemarie Moser haben sich in ihrer Stellungnahme vom 06.11.2012 
gegen eine Änderung der Flächenwidmung auf Grund einer Verschlechterung der Lebensqualität 
(„Schattendasein“) ausgesprochen.  Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
Auf Grund der Lage der neu geplanten Baulandflächen im Bereich einer geogenen Risikozone des 
Typs B ist die Baulandeignung nachweislich zu prüfen. Aufgrund des am 1.2.2013 eingelangten bau- 
u. hydrogeologischen Gutachtens des Geologischen Büros Traunkirchen wurde festgestellt, dass das 
Grundstück bebaubar ist und die vorgeschlagenen Maßnahmen (Gründung auf Bodenplatten, 
Versickerung der Niederschlagswässer über ausreichend tiefe Sickerschächte) aus geologischer 
Sicht umgesetzt werden können.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 69 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl.-
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 16.10.2012 zu beschließen. Die Stellungnahme des 
Herrn Wolfgang Ecker und Frau Heidemarie Moser vom 06.11.2012 wird zur Kenntnis 
genommen.  

  
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine mehrheitliche (Stimmenthaltung: Hauschildt-Buschberger)  Annahme fest. 
 
 
 
 
13. Straßenbauprogramm 2013 

Festlegungen betreffend Baumaßnahmen in der Sachsenstraße, Ausschreibung der 
Grabungsarbeiten für Straßenbeleuchtung am Höhenweg sowie des Bauzeitplanes 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
In der Sitzung des Bauausschusses am 29.1.2013 wurden verschiedene Maßnahmen betreffend 
Straßenbauprogramm 2013 beraten.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  
 aufgrund der einstimmigen Empfehlungen des Bauausschusses 
 
• bei der diesjährigen Sanierung der Sachsenstraße den bestehenden Gehsteig nicht mehr 

zu errichten. Es soll eine Sperrlinie auf der gleichen Seite, wo derzeit der Gehsteig 
vorhanden ist, aufgebracht werden 

 
• im Zuge der Sanierung der Sachsenstraße die Straßenbeleuchtung auf LED umzurüsten. 

 
• die Grabungsarbeiten am Höhenweg (Straßenbeleuchtung) im Zuge des 

Straßenbauprogramms 2013 auszuschreiben 
 
• die Bautätigkeiten  in der Sachsenstraße und die Zufahrt zum Strandbad vom 1.9.2013 

bis 30.11.2013 und den Parkplatz Kirche sowie Feldweg Ainwalchen ab 1.5.2013 bis Mitte 
Juni 2013 durchzuführen 

 
GV. Hemetsberger möchte wissen, ob es möglich wäre die Straße vielleicht doch in einem 
durchzuziehen, wenn man in der Sachsenstraße keinen Gehsteig mache, denn damit würde man sich 
finanziell einiges sparen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man vereinbart habe wie gehabt auszuschreiben und sich 
vorbehalten habe das Auftragsvolumen auf Basis der Einheitspreise zu erweitern. Wenn man einen 
guten Rechnungsabschluss habe, könne man sich dann zusammen setzen und dies besprechen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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14. Verkehrsangelegenheiten 

Aufheben bzw. Erlassen einer Verordnung, mit der für die Seehofstraße ganzjährig ein einseitig 
wirksames Halte- und Parkverbot verfügt wird 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Im Vorjahr wurde für die Seehofstraße auf Wunsch der Anrainer ein einseitiges Halte- und Parkverbot 
erlassen. In der Verordnung wurde bestimmt, dass das Verbot auf der nördlich gelegenen Seite der 
Straße gelten soll. 
Mit Schreiben vom 24. Oktober 2012 ist Herr DI. Arnold, Litzlberg im Namen der Anlieger an die 
Gemeinde mit dem Ersuchen herangetreten, die Verordnung derart abzuändern, dass das Verbot auf 
der dem See zugelegenen Seite der Straße gelten soll.  
 
Der Bauausschuss hat sich in seiner am 29.1. d.J. stattgefundenen Sitzung mit dem Ersuchen 
befasst und sich für die Änderung der Verordnung ausgesprochen. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses dem Ansuchen der Anrainer 
zuzustimmen, die Verordnung des Gemeinderates vom 28.06.2012 (Halte- und Parkverbot 
auf der nördlich gelegenen Seite der Seehofstraße) aufzuheben, und die beiliegende 
Verordnung für ein einseitiges bzw. beidseitiges Halte- und Parkverbot (lt. Beilage) zu 
beschließen. 

 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte wissen, ob es nicht möglich gewesen wäre schon beim 
ersten Mal nachzufragen, warum und auf welcher Seite die Anlieger das Halte- und Parkverbot haben 
möchten. 
 
Vizebürgermeister Schachl antwortet, dass die Anlieger nach dem Beschluss darauf gekommen 
seien, dass das Halte- und Parkverbot auf der anderen Seite besser gewesen wäre. Damals habe 
man gesagt, dass man sich dies einmal ein Jahr ansehe, damit man entscheiden könne, was wirklich 
vernünftiger sei. 
 
GV. Hemetsberger erläutert, dass man in dieser Angelegenheit schon seit ca. 15 Jahre diskutiere. Er 
ist der Meinung, dass man es nun so belassen solle und man hier das letzte Mal zustimmen solle. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
15. Allfälliges 
 
 
a) GR. Mohr möchte sich für den Blumengruß für die Damen bedanken. Weiters möchte sie wieder 

das Thema Zufahrt zum Kindergarten aufgreifen. Bis Weihnachten haben sich die Eltern der 
Kinder sehr vernünftig verhalten, seit Weihnachten sei die Zufahrt aber zum Teil wieder zum 
Dauerparkplatz geworden. Vorherige Woche hatte man einen Rettungseinsatz, glücklicherweise 
sei an diesem Tag kein Auto dort gestanden. Sie habe diese Woche drei Elternteile darauf 
aufmerksam gemacht, dass die Zufahrt kein Parkplatz sei, worauf sie von zweien die patzige 
Bemerkung bekomme habe, dass man ein Schild anbringen müsse, denn dann würden sie sich 
auch nicht mehr dort hinstellen. Auch beim Versuch mit den Eltern zu reden und ihnen die 
Situation zu erklären, sei GR. Roswitha auf Unverständnis gestoßen. Sie würde bitten, dass ein 
Schild angebracht werden solle, dass während der Betriebszeiten des Kindergartens in diesem 
Bereich ein absolutes Halteverbot bestehe. 
Der Amtsleiter habe letztes Mal den Einwand vorgebracht, was dann mit den Musikern sei, aber 
auch GR. Mohr  fahre nach den Betriebszeiten bis vor die Türe, wenn sie etwas für den 
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Kindergarten gekauft habe, um dies dort auszuladen. Dies sei auch kein Problem. Das 
Dauerparken bringe man aber nur mit einem Schild in den Griff. 

 
Der Amtsleiter antwortet, dass GR. Mohr dieses Thema bereits an ihn und den Bürgermeister 
herangetragen habe. Damals habe man mit dem Bürgermeister vereinbart, dass man, sobald der 
Winter vorbei sei, mit einer Markierung deutlich kennzeichne werde, dass dieser Bereich kein 
Parkplatz sei. Zusätzliche Schilder seien auch kein Problem, aber der Amtsleiter sei der Meinung 
gewesen, dass Bodenmarkierungen für einen Autofahrer besser ersichtlich seien, als ein Schild. 
Ob sich die Eltern dann wirklich daran halten, müsse man dann abwarten. 

 
 
b) GR. Hauschildt-Buschberger möchte sich ebenfalls für die Blumen bedanken und möchte darauf 

aufmerksam machen, dass auf der zweiten Seite in den Beschlüssen des Gemeindevorstandes 
die Kosten für „PV macht Schule“ und die Sanierung der Kaltwasserleitung zusammen gefasst 
seien. Sie würde sich wünschen, dass die Kosten für „PV macht Schule“ extra ausgewiesen 
werden könnten, da diese nur einen geringen Teil der € 23.000,- ausmachen würde und dass 
damit kein falscher Eindruck entstehe. 

 
c) GR. Mayrhofer möchte den Artikel in der FPÖ Zeitung betreffend des Schildes zur Orientierung, 

welches am Autobahnparkplatz stehe, ansprechen. In der FPÖ Zeitung sei geschrieben worden, 
dass dieses Schild viel besser am Eingang der Promenade platziert sei, da es laut FPÖ auch für 
Fußgänger gedacht sei. GR. Mayrhofer möchte GV. Hemetsberger darüber informieren, dass es 
für diese Schilder eindeutige Vorschriften gebe. Es habe die Zufahrtsmöglichkeit sein müssen, da 
dieses Schild für Autofahrer und nicht für Fußgänger auf der Promenade gedacht sei. Im Übrigen 
gebe es an und für sich für diese Schilder Genehmigungen und Vorschriften. Das Schild in 
Kemating, wo das Gasthaus Hemetsberger nach Abschluss der Beschilderung darauf gekommen 
sei, sei für zwei Schilder genehmigt und zwar für Roither und Hacksteiner, aber nicht für weitere 
Schilder. Es seien also im Nachhinein zwei weitere Schilder, wahrscheinlich in Absprache mit 
Herrn Mohr, angebracht worden, welche nicht genehmigt seien. 

 
d) GV. Hemetsberger antwortet, dass es ihn freue, dass GR. Mayrhofer den „Dialog“ so nett studiert 

habe. Betreffend der Tafeln sei Herr Mohr schon seit Monaten informiert, dass diese weggehören, 
aber GR. Mayrhofer könne dies gern nochmals bei der Amtsleitung veranlassen, damit dies 
endlich geschehe. GV. Hemetsberger habe nichts dagegen. 

 
e) EG. Ebetsberger möchte die Deponiearbeiten bei der Fischergrube, wo die Zufahrt mehr oder 

weniger bei ihm vorbeilaufe, ansprechen. Er persönlich habe damit kein großes Problem, aber er 
sei schon des öfteren darauf angsprochen worden. EG. Ebetsberger möchte wissen, wie es 
haftungstechnisch aussehe, wenn ein Privat Pkw aufgrund der Fahrrinnen und des insgesamt 
schlechteren Straßenzustandes auf einer Bodenplatte aufsitze. Weiters werde man heute ständig 
damit konfrontiert, wie man so etwas genehmigen könne. Es sei ein öffentlicher 
Genehmigungsgang und er möchte wissen, ob man die Leute einfach aufs Amt schicken dürfe 
oder wie die Stellungnahme dazu aussehe. 

 
Der Bürgermeister erklärt, dass die Deponie grundsätzlich bis Mitte Juni bewilligt sei. Allfällige 
Schäden seien durch den Konsensnehmer, die Firma Resch & Pachler, zu ersetzen. Wenn sich 
dort jemand zum Beispiel durch herunter fallende Steine oder Ähnliches etwas beschädige, 
müsse man sich dort melden. 
 

f) GR. Vogel Oskar haben Leute bezüglich der Zufahrt zum Litzlberger Keller berichtet, dass durch 
die Lastwägen die Bankette nieder gefahren werden. Er möchte wissen, ob dies Schäden auch 
bezahlt werden müssen. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass die Anrainer, speziell die Familie Zopf, sehr betroffen seien 
und ihrer Betroffenheit auch entsprechend Luft machen würde. Er seie schon zwei Mal dort 
gewesen und habe Frau Resch & Pachler mitgenommen, damit der Familie eine gewisse 
Sicherheit gegeben werde. Die Firma arbeite auch daran, wenn der Winter vorbei sei, über die 
bestehende Fischer Schottergrube Zufahrt aufzufahren. Dort seien aber allerdings die 
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Kurvenradien, speziell im Bereich vor dem Haus Ebetsberger, zu gering. Daher müsse dort noch 
aufgeschottert werden und dann könne man diesen Weg benutzen. Alle Schäden seien 
selbstverständlich nachher wieder herzustellen. 

 
g) GV. Haberl habe sich als Obfrau des Vereins Jugendtreff Seewalchen erlaubt den 

außerordentlichen Mitgliedern einen kleinen Brief inklusive Erlagschein an den Platz zu legen und 
möchte sich weiters bei ihnen bedanken.  
Ihr sei auch bewusst, dass es viele gebe, die nicht Mitglied in einem Verein werden möchten, aber 
den Verein eventuelle trotzdem mit einer kleinen Spende unterstützen möchten. Sie habe 
teilweise schon Erlagscheine ausgeteilt, falls jemand noch einen Erlagschein brauche, habe sie 
noch einige mit. 
Der Jugendtreff sei immer etwas kritisch betrachtet. Sie als Obfrau sei auch der Meinung, dass 
die Arbeit mit den Jugendlichen eine nicht immer einfache Herausforderung sei, aber eine sehr 
wichtige Aufgabe. Man habe im letzten Jahr im September bzw. Oktober Probleme mit den 
Jugendlichen gehabt. Speziell die Anrainer haben sich wegen Lärm- und Schmutzbelästigungen 
beschwert. Es sei der ganze Verein dahinter gewesen dies in den Griff zu bekommen, was Gott 
sei Dank auch geglückt sei. Es gebe leider nur ein paar Jugendliche, welche sich nicht an die 
Verhaltensregeln halten können. Der Großteil der Jugendlichen, welche dort seien und dies seien 
schon sehr viele, teilweise seien 30 Jugendliche im Jugendtreff, seien sehr bemüht sich an die 
Regeln zu halten. Es gebe natürlich Konsequenzen, aber manchen Jugendlichen seien auch 
Konsequenzen egal. Alle die mit Jugendlichen arbeiten, wissen, dass es nicht immer ganz einfach 
sei, aber dank der Wetterlage, weil sich ja zurzeit nicht so viel herausen abspiele, sei es jetzt 
wieder sehr gut geworden. Sie hoffe, dass es auch in den Somermonaten so bleibe. Man habe 
jetzt auch die Mittel für den Jugendtreff sehr eingeschränkt, da die Jugendlichen zuerst einmal 
beweisen müssten, was sie wollen. Dies klappe jetzt aber sehr gut und daher bitte sie heute um 
eine kleine Unterstützung. 
Abschließend möchte sie sich auch noch für die Blumen bedanken. 

 
h) Der Amtsleiter merkt zu den Blumen an, dass ihm bei der Vorbereitung zur Sitzung aufgefallen 

sei, dass man in dieser Sitzung einen sehr hohen Damenanteil habe. Er habe recherchiert und 
herausgefunden, dass man seit langen Jahren nich einen so hohen Damenanteil an einer 
Gemeinderatssitzung gehabt habe. Laut dem Amtsleiter immer noch zu wenig, aber trotzdem ein 
Erfolg. Wie er das Datum geschrieben habe, sei ihm die Idee gekommen, den Damen einen 
kleinen Blumenstrauß zu überreichen und ihnen somit einen guten und frohen Valentinstag zu 
wünschen. 

 
i) GR. Kaniak möchte zwei Punkte, welche er schon jahrelang vorgebracht habe, welcher aber nicht 

an Aktualität verloren haben, vorbringen. 
Alle Mitglieder des Gemeinderates würden fast täglich an der Agerbrücke vorbeifahren. Man habe 
auf der Agerbrücke eine einzige Fahrbahn Richtung Schörfling. Die Brücke sei nun 43 Jahre alt 
und relativ baufällig und auch die Straßenverwaltung mache sich bereits Gedanken. Dann komme 
aber immer wieder die berühmte Aussage des Bürgermeisters, dass der Platz für einen 
Kreisverkehr zu klein sei. Dies sei ihm alles klar, aber andere Gemeinden würden dies auch 
schaffen, nur Seewalchen nicht. 

 
Der Bürgermeister unterbricht GR. Kaniak und schlägt ihm vor einen kleinen Kreisverkehr, wie in 
St. Georgen zu errichten, aber ob man mit diesem glücklich werde, sei fraglich. 

 
GR. Kaniak fährt fort, dass hier weiters gewisse Erosionsprozesse und –kenntnisse zustande 
kommen würden, welche sich nach Seewalchen sehr schwer durchsprechen. 30 Jahre habe 
GR.Kaniak entlang der Ager versucht den Wildwuchs an Bäumen zu thematisieren. Nun sei es 
auf der Schörflinger Seite gelungen, dass hinter den Erlen und den Büschen eine wunderschöne 
Allee zum Vorschein gekommen sei. Man müsse sich nun die Schörflinger Seite und im 
Gegensatz dazu die Seewalchener Seite ansehen. Er habe damals an den Gemeinderat die 
Frage gestellt, wo der teuerste Gehweg in Seewalchen sei. Die Antwort konnte nicht gegeben 
werden, aber er habe den Gemeinderat aufgeklärt, dass dies der Weg von der Agebrücke bis hin 
zur halben Hängebrücke und der Wehr sei. Diese Wegstrecke sei geschottert und die Bäume und 
Büsche würden dort wachsen. Jeder Fremde der dort hinkomme, glaube Privatgrundstücke zu 
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betreten, da sich dort im Sommer alle Anrainer ausbreiten. Es traue sich schon fast niemand 
mehr hingehen. Er würde sagen, dass man dieses schöne Stück Wasser vom Parkplatz aus 
attraktiver gestalten sollte. Es müsse nicht gleich asphaltiert werden, aber es solle auch nicht so 
wild verwachsen aussehen. 

 
j) GR. Liehmann habe sich das Steganlagenprojekt angesehen. Er möchte von vornherein betonen, 

dass öffentliche Gelder nur unter größter Transparenz verwendet werden dürfen. Man höre dies 
nun zum tausendsten Mal von Politiker und immer wieder aus dem Fernsehen. 
Laut Protokoll von dieser Sitzung würden laut Bürgermeister Wasserrecht und Schifffahrtsrecht 
kein Problem darstellen, einzige Hürde zur Projektgenehmigung sei der Naturschutz. GR. 
Liehmann stellt dem Bürgermeister die Frage, ob es vor der mündlichen Verhandlung Absprachen 
und Zusagen gebe bezüglich Wasserrecht, Schifffahrtsrecht und Naturschutz. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass es vom Naturschutz her schon Absprachen und Zusagen 
gebe. Wasserrecht und Schifffahrtsrecht seien bis jetzt noch kein Thema gewesen und es gebe 
hier auch noch keine Zusagen. 

 
GR. Liehmann möchte wissen, warum diese Punkte dann kein Problem darstellen würden. 

 
Der Bürgermeister erklärt, dass er dies in der Vorstandssitzung gesagt habe. Er habe dies bereits 
GV. Hemetsberger erklärt, aber er erkläre es gerne nochmals. Erstens sei es eine Feststellung in 
einer vertraulichen Sitzung gewesen, was dies nun in einer öffentlichen Gemeinderatssitzung 
solle, sei für ihn fraglich. Er stehe aber dazu, was er in der Gemeindevorstandssitzung gesagt 
habe. Er möchte aber nochmals betonen, dass dies bloß seine persönliche Einschätzung sei. 

 
GR. Liehmann möchte weiters wissen, ob es Absprachen oder Zusagen betrteffend Segelhafen 
gäbe.  

 
Der Bürgermeister verneint die Frage. 

 
GR. Liehmann fährt fort und stellt an den gesamten Gemeinderat die Frage, ob der Gemeinderat 
überhaupt wisse, dass man die letzte Abstimmung über den Segelhafen vergessen könne, da der 
Segelhafen nicht der Einreichung entspreche. Er bitte den Einreichplan zu nehmen und ihn 
bezüglich der acht Liegeplätze zu kontrollieren. Es habe hier einen Disput gegeben, aber hier 
liege ein Vorsatz vor. Er werde dies, wenn es sein müsse, auch rechtlich prüfen lassen. 
Weiters möchte er die Flussverkehrsordnung zitieren: „Im Umkreis von 100 Metern um 
Hafeneinfahrten und Anliegestellen für Fahrgastschiffe ist das Baden, ausgenommen an 
öffentlichen Badeplätzen mit geeigneten Aufsichtspersonen, sowie das Tauchen verboten.“ 
GR.Liehmann möchte nun wissen, ob es fachliches Personal gebe, was überhaupt diese Anlage 
rechtfertigen werde und ob es den Hinweis über eine Sicherheitszone, welche absolut und 
gänzlich fehle, gebe. GR. Liehmann zeigt dem Gemeinderat einen Plan, auf welchem er markiert 
habe, dass dieses Schiff an einer Stelle direkt mit der 100-Meter-Sicherheitszone tangiere. 
Weiters werde die Badefläche des Strandbades verkleinert. Es handle sich hier um eine 
Umkehrung der Gesetzeslage und er möchte wissen, wie eine geeignete fachlich ausgebildete 
Person es schaffen möchte, dass diese Sicherheitszone im Badebereich eingehalten werde. 
Wenn diese Gegebenheit nicht gegeben sei, dann sei die Anlage nicht genehmigungsfähig und 
dies werde er auch beweisen. 

 
Der Bürgermeister erklärt GR. Liehmann, dass am 25. Februar die Schifffahrts-, Naturschutz- und 
wasserrechtliche Bewilligungsverhandlung statt finde. Er gehe davon aus, dass dort alle Punkte, 
auch die von GR. Liehmann abgegebenen Unterlagen bezüglich den angesprochenen Bedenken, 
von der Behörde dementsprechend gewissenhaft geprüft werden. Die Behörde kenne die 
Bedenken von GR. Liehmann und sei dementsprechend sensibilisiert. Die Behörde werde nicht 
irgendetwas bewilligen, wenn von den Bedenken tatsächlich etwas griffig sei. 

 
GR. Liehmann möchte nochmals die Transparenz dieses Projektes hervorheben. Das Projekt sei 
laut ihm „unter der Decke“ gemacht worden. Alles was gelaufen sei, sei „unter der Decke“ 
passiert, auch die Erweiterung der Liegeplätze. Natürlich werde die Behörde das richten, er wisse 
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aber auch wie. Er wisse auch wie die Öffentlichkeit nachher reagieren werde und dies sei nicht 
einmal in das Projekt eingeflossen. 

 
k) GR. Kritzinger merkt an, dass es beim Neubau der Volksbank einige gekennzeichnete 

Parkflächen gebe. Ihm sei aufgefallen, dass die Parkflächen derartig kurz seien, dass ein 
normales Auto keine Chance habe dort zu stehen. Es stehen hier Autos, die nicht nur über den 
Gehsteig, sondern auch noch auf die Straße hinaus ragen. Dies ärgere nicht nur ihn. Er möchte 
wissen, ob man hier von der Gemeindeseite her etwas machen könne, oder ob dies Sache der 
Polizei sei. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass nicht nur privatrechtlich, sondern auch öffentlich-rechtlich ein 
Anhaltspunkt bestünde, wenn die Autos über die Gehsteige hinaus ragen. Seiner Erinnerung nach 
sei der Gehsteig aber auch zur Hälfte auf einem Privatgrund. Wie dies dann rechtlich zu 
beurteilen sei, wisse der Bürgermeister jetzt nicht genau. GR. Oskar Vogel habe aber auf diesen 
Punkt bereits aufmerksam gemacht. Man werde dies überprüfen. 

 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 13.12.2012 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:45 Uhr.  
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 11.4.2013 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 

 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                    (Vizebgm. Johann Schachl) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)             (GR. ClaudiaHauschildt-Buschberger)  
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